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Pfingsten in Ostberlin 
Neue Überflälle von Nazis und Hooligans 


Zu Pfingsten waren Faschisten-Aktivitäten in Ostberlin angekündigt. An 
diesem Wochenende lief das letzte Fussballspiel der Saison, das 
Pokalendspiel Schwerin-Dresden. | | 

Es waren Gerüchte im Umlauf, die sich auf zwei bestehende 
Häusergruppen bezogen. Natürlich überhaupt kein Grund für die anderen 
besetzten Projekte, ruhig abzuwarten. Und dass die Faschisten nicht nur am 
Fussball-Samstag losschlagen, sollte sich auch herumgesprochen haben. Aber 
scheinbar sind daraus noch keine Konsequenzen gezogen worden, wie die 
Vorkommnisse am 1. Juni zeigten. Die Faschisten hatten keine grosse Mühe, 
die Cafe-Tür im Tacheles-Gebäude (ehem. Camera-Kino) aufzubrechen und 
brutal gegen die BesetzerInnen vorzugehen. Eine Frau wurde von einem 
Molotow-Coktail getroffen und liegt derzeit im Krankenhaus. Die Gefahr der 
Erblindung besteht. Offenbar ist es jetzt bei den Faschisten Doktrin, auch 
gegen Frauen vorzugehen ("feministische lesbische Frauen aufmischen" - 
Zitat der NA-Weitlingstrasse). 

Die "undurchsichtige" Strategie der Polizei wurde vor dem Tacheles 
überdeutlich: zwei Tonis warteten, ohne einzugreifen, während des 
Faschistenüberfalls auf Verstärkung, die lange auf sich warten liess, da 
angeblich niemand zur Verfügung stand (ein Tag später, Samstag 22.00 Uhr 
hielt ein voller Polizei-LKW am Kollwitzplatz, um einer Anzeige wegen 
Ruhestörung nachzugehen). 

Wegen des schlampigen Wachdienstes konnten sich in der gleichen 
Nacht in das besetzte Haus in der Kastanienallee 86 offensichtlich einige 
Nazis einschleichen, die Gashähne in einer leerstehenden Wohnung 
aufdrehen und die Wände mit "Juda verreckel" beschmieren. 

Am Samstag, den 2. Juni, versuchten die Faschisten und Hooligans, 
scheinbar ermuntert durch die "Erfolge" in der Nacht, das Strassenfest in der 
Kreuziger Strasse anzugreifen. Als die BesucherInnen des Strassenfestes die 
Hooligans in die Flucht schlugen, ging die Polizei dazwischen und lud einige 
Kinder-Hooligans und einige StrassenfestbesucherInnen aus den besetzten 
Häusern auf die LKWs und brachte sie zur Personalienfeststellung in eine 
Schule (denen könnten auch mal neue Orte einfallen). 

Und das las sich dann in der Tagespresse als Strassenschlacht zwischen 


. Polizisten und Faschisten. 


Am Samstag nachmittag wurde dann eine antifaschistische Demon- 
stration durch Lichtenberg, vorbei an der Weitlingsstrasse bis zu den 
Wohnheimen der AusländerInnen durchgeführt. 

Beim Plenum vor der Demo war es, wie ein Beitrag in der Westberliner 
Zeitschrift "Interim" kritisiert, teilweise zu "stalinistischen" Verhal- 
tensformen gekommen, überbewertung der eigenen Meinung, daraus 
folgende Geringschätzung anderer, autoritäres Führungsprinzip. Vielen war 
der Charakter der Demo nicht klar, deshalb gingen auch nicht alle mit nach 
Lichtenberg. / | 

Die Demonstration war aber als Antwort auf die Faschisten-überfälle 
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notwendig und wichtig. Die von Nazis besetzten Häuser in der 
Weitlingstrasse und die Parteizentrale der Nationalenen Alternative, stellen 
als Sympbolik faschistischer Ideologie und deren Institutionalisierung eine 
besondere Gefahr dar. Die vielfältigen Aktionen auf der Weitlingstrasse, 
Flugblätter, Plakate, Sprühereien, Buttersäureanschläge, Demonstrationen, 
machen klar, dass viele nicht mehr gewillt sind, die faschistischen überfälle 
hinzunehmen. Die NA-Zentrale muss und wird beseitigt werden. Das Wie 
und Wann setzt politische Diskussionen unter einem grösstmöglichen 
politischen Spektrum voraus. Der Faschismus kann natürlich nicht militärisch 
beseitigt, sondern höchstens können gewalttätige überfälle zurückgeschlagen 
und eingedämmt werden. Neben praktischen Aktivitäten aller Art kann nur 
eine breite linke und radikaldemokratische Bewegung etwas dauerndes 
entgegensetzen. d.t. | 
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Kleine Auflösungs-Plauderei 


Nun ist es ja heraus. Das "ND", leider nicht wir, veröffentlichte am 
Wochenende eine Nachricht über Mielkes Befehl 6/86 und die überlebens- 
ordnung des MfS. Dieser schon 1986 gefasste Plan sieht vor, dass sogenannte 
Offiziere im besonderen Einsatz im Falle einer politischen Umwälzung alles 
verfügbare Vermögen unter ihre Kontrolle und zusammen mit treu ergebenen 
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Dienern der Partei- und Staatsführung und ausländischen Partnern in ihren 
Besitz zu bringen hatten. Zu diesem Zweck wurden sie aus dem 
Stasi-Verzeichnis gestrichen, mit neuer Biographie ausgerüstet und in 
Blockparteien und Oppositionsbewegung, sogar in die SED eingeschleust. 

Das ist das, was wir immer behauptet haben, obwohl wir nicht wussten, 
dass es dazu einen eigenen Plan gibt: im neuen Regime setzt sich das Alte 
fort. Die neue Herrschaft gründet sich auf eine Mafia aus 
Verwaltungsbeamten, Stasi und westlichen Konzemen. 

Das bringt uns wieder zu unserem Innenminister. Mindestens die 
"telegraph"-Leser haben es seit Wochen gewusst: Innenminister Diestel will 
sich die Bürgerkomitees und die Regierungsbevollmächtigten vom Halse 
schaffen, um seine eigenen Pläne zu verwirklichen. Ein Brief der 
Regierungsbevollmächtigten und der Bürgerkomitees, in dem Diestel 
aufgefordert wurde, zum neuen Auflösungskomitee diejenigen zu machen, 
die sich in dieser Arbeit bisher schon Kompetenz erworben haben, blieb 
unbeachtet, war wohl auch mehr als konstruktiver Protest gemeint. Unser 
Innenminister hat ganz andere Pläne mit den Stasi-Akten. 

Dass er dabei keine Rücksicht auf noch bestehende Strukturen nimmt, 
zeigte seine Reaktion auf einen Staatssicherheitsverdacht gegen 
Volkskammerabgeordnete. Durch seine Kreatur Eichhorn liess er unter 
Umgehung der Regierungsbevollmächtigten und des Bürgerkomitees schlicht ° 
die Siegel des Archivs brechen. Bei dieser Gelegenheit nahm er gleich 
Einblick in die Akte von Matthias Büchner vom Erfurter Bürgerkomitee, den 
er ganz besonders wenig leiden kann. Dann ging Diestel noch weiter: Er 
belog die Volkskammer, indem er diesen Vorgang schlicht leugnete. 
Inzwischen veröffentlichte "Der Morgen" auch die künftige Legalisierung 
solcher übergriffe: Ab sofort unterstehen die Stasiakten dem 
Innenministerium und das überträgt die Verwaltung an die Staatsbibliothek. 

Jeder, der in der Vergangenheit versucht hat, in der Staatsbibliothek zu 
arbeiten, weiss, dass dort seit jeher buchstäblich nichts in der Aufarbeitung 
der Buchbestände geleistet wurde, dafür um so mehr in der Abschottung von 
verbotenen Gedanken vor neugierigen und zudem unbefugten Lesern. Die 
Staatsbibliothek war von daher eine natürliche Filiale der Staatssicherheit. Sie 
hat denn auch auf die neue Vollmacht in der ihr eigenen Weise reagiert: Sie 
stellte hunderte von "Spezialkräften" zur Verwaltung der Stasiakten an, 
nämlich die alten Stasi-Archivare. 

Wie sich das bei der Benutzung dieses Archivs auswirkt, erfuhren 
Mitarbeiter der Umwelt-Bibliothek Berlin am Dienstag voriger Woche, als 
sie mit allen notwendigen Stempeln und Scheinchen ausgerüstet, das Archiv 
der Bezirksverwaltung Berlin benutzen wollten. Sie erhielten von den 
Stasiarchivaren zwei etwa 3 cm dünne Hefter, ein dritter wurde in Aussicht 
gestellt, - mehr gebe es nicht. Der eine der beiden Hefter entpuppte sich als 
ein Pressespiegel westlicher Zeitungen über etwa 3 Tage im November 1987, 
im anderen fand sich kaum Wesentlicheres. Demgegenüber gibt es nach 
Schätzungen des Bürgerkomitees über die Umwelt-Bibliothek Berlin etwa 20° 
bis 30 m laufende Akten. Vom Bürgerkomitee Normannenstrasse übrigens. 
wurde neulich einer der neuen Archivare erwischt, als er ebenso emsig wie 
ohne Auftrag riesige Berge von Akten mit dem Aufdruck "Gesperrt" 
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stempelte. 

Das Problem wird sich nach dem geheimen Ministerratsbeschluss nach 

Meinung von Leuten der Bürgerkomitees in zwei Wochen insofern erledigt 
haben, als dann wahrscheinlich die Bürgerkomitees völlig ausgeschaltet 
worden sind und sich auflösen. Noch gibt es eine vage Hoffnung, dass die 
Bürgerkomitees an den parlamentarischen Ausschüssen zur Auflösung der 
Stasi beteiligt werden. 
Diestels Auflösungsamt hat ein Budget von 1,6 Milliarden Mark. Kenner 
meinen, dass Termine und militärische Struktur fast deckungsgleich mit dem 
von Schwanitz und Modrow ausgearbeiteten Strukturplan des. 
Verfassungsschutzes übereinstimmen. Hochrangige Stasi-Offiziere,.die 
eigentlich vor Gericht gehörten, haben wieder Amt und Vollmachten 
erhalten. Es ist anzunehmen, dass unter diesem Deckmantel ein neuer 
Verfassungsschutz installiert wird. Schon wird wieder Post abgefangen - die 
der Bürgerkomitees regelmässig, aber auch Post beispielsweise der 
Vereinigten Linken Matthias Büchner vom Erfurter Bürgerkomitee 
beispielsweise hat mehr als 30 Briefe innerhalb von 8 Tagen nicht erhalten. 
Eine Anzei, wurde zurückgewiesen. Dx7 "telegraph" hat unklärbare Zeitver- 
züge bei der Postzustellung. 

Das alles wäre schlimm genug, wenn nicht das Peinlichere geschehen 
wäre: Innenminister Diestel ist es gelungen, seine Auflösungskommission 
durch zwei honorige Zeitzeugen aufzuwerten: Walter Janka und Stephan 
Heym. Janka kann, wie es scheint, das Ganze aus Altersgründen ohnehin 
nicht mehr verstehen. Aber dieser Stephan Heym, der schien doch, neben 


Christa Wolf, der Einzige, der die grosse Volksbewegung verstand. So 
jedenfalls wurde von vielen seine Rede auf der grossen Berliner 
. Demonstration am 4. November aufgefasst. 

Aber das ist wohl ein Irrtum gewesen. Stephan Heym war einfach, 
zusammen mit ganz wenigen anderen Berufskollegen, nie für die einfache 
Art von Speichelleckerei zu haben. Er und seine Gesinnungsgenossen waren 
da etwas wählerischer. Wenn schon geleckt werden sollte, dann mit etwas 
mehr Anspruch und vielleicht einer Prise Wagnis. 
| Aber wie gesagt, selbst die waren in der Minderzahl. Die Mehrheit der 
Berufskollegen, der Maler, Musiker und sonstigen bildenden Künstler 
bevorzugten seit jeher die simple Art des Speichelleckens und waren - bei 

Lichte betrachtet - eben dazu eingestellt. 
‘Ich werde nie vergessen, welche schmachvolle Rolle der Schrift- 
stellerkongress spielte, der parallel zum überfall auf die Umwelt-Bibliothek 
im November 1987 tagte. Eine Aufforderung zur Solidarisierung mit der 
Mahnwache in der Zionskirche wurde intern abgelehnt. Einzige 
“ Bezüglichkeit: Hermann Kant, Präsident des Schriftstellerverbandes und 

Duz-Freund Honeckers, höhnte auf offizieller Bühne, wer bei uns über 
Umwelt reden wolle, brauche sich nicht im Keller verkriechen. Nachher, 
wohl etwas verunsichert durch den negativen Ausgang der Affäre für seinen 
hohen Freund, teilte er der Umwelt-Bibliothek mit, er sei leider, leider, von 
der schlimmen Presse unzulässig verkürzt worden, in Wirklichkeit habe er die 
Sache ganz anders gemeint. Falls wir Interesse hätten, würde er gelegentlich 
mal eine Lesung bei uns durchführen. Wir hatten kein Interesse und machten 
uns darüber Gedanken, welcher Teufel die Stasi nun wieder ritt, dass sie den 
Kant vorschicken mussten. 

Während der Mahnwachenaktion für die während der inoffiziellen 
Luxemburg-Demonstration im Januar 1988 Verhafteten liess sich dann als 
einziger Prominenter Stephan Heym in der Gethsemane-Kirche sehen. 
Natürlich wurde er gebeten, etwas zu sagen. Nein, meinte er, er wolle nur 
beobachten. Seine Zeit war wohl noch nicht gekommen. Ablehnend 
gegenüber jeglicher Parteinahme vor der Wende verhielt sich auch Christa 
Wolf, die immerhin in ihren Büchern gelegentlich mal ein halblautes Wort 
wagte. 

Dann, als die Dinge entschieden waren, nutzten sie den Anlass, sich auf 
die Tribüne zu stellen und endlich, endlich mitzuteilen, dass sie im Grunde 
ihres Herzens schon immer dafür und dagegen waren. 

Kein Zweifel, es ist schon traurig, wie jetzt die Kulturinstitutionen 
unseres Landes aufgrund der Streichung der Förderungsmittel zusammen- 
brechen. Aber mir fehlt doch in der allgemeinen und sicher berechtigten 
Klage ein Stück Vergangenheitsbewältigung. Der Grossteil dieser 
Subventionen ging doch zur Förderung von Hof-Kunst drauf. Künstler waren 
in unserem Lande eine reichlich überbezahlte und überprivilegierte Schicht, 
soweit und insofern sie der wahren und einzigen Staatsreligion zu dienen 
gewillt waren. Die betrauerten Jugendclubs waren eben nur ausnahmsweise 
Nischen der inoffiziellen Kultur und nur jeweils so lange, bis der schuldige 
Klubhausleiter gefeuert wurde. Offiziell nicht anerkannten Künstlern gings 
schlecht. Sie jobbten tagsüber bei der Volkssolidarität und abends wurden 
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ihre Ausstellungseröffnungen von Polizei und Stasi geräumt, ihre Auftritte 
verboten. Ganz zu schweigen von jungen oder unbeliebten Schriftstellern, die 
am ehesten noch die Möglichkeit hatten, sich durch Prostitution an ein 
westliches Publikum zu ernähren. 
Aber noch einmal zurück zur Stasi: Da die Seele des neuen Systems offenbar 
die Registrierkasse ist, bleibt die Frage, wer das alles bezahlt, wem das nutzt. 
Dazu gibt es verschiedene Theorien. Ein Faktum, mit dem in Zukunft fest zu 
rechnen ist, ist der Zusammenhang der oben beschriebenen Offiziere im 
besonderen Einsatz. Aber auch darüber hinaus gibt es nach wie vor 
Personennetze, die arbeiten. Die Geheimdienste der internationalen Konzerne 
brauchten Kräfte, die den neuen Markt gefügig machen. Im Bezirk 
Franfurt/Oder entsteht ein Supermarkt neben dem anderen. Baugrundstücke 
müssen gegen gültiges DDR-Recht erworben werden. Eine Rolle sollen auch 
die italienische Mafia und der Rauschgift- und Waffengrosshändler Alcazar 
spielen, der schon immer ein bevorzugter Handelspartner der Stasi und des 
Herrn Schalck-Golodkowski war. Andere meinen, dass ein Teil der 
personellen Zusammenhänge vom sowjetischen KGB aufgekauft und gesteu- 
ert werden, beispielsweise um eine Putschtruppe zur Verfügung zu haben, 
falls die Sow jetunion ihre Position in den derzeitigen Verhandlungen mit den 
Westmächten nicht sichern kann oder auch für die Zeit nach dem Abgang von 
Gorbatschow. 

Wir können sicher sein, dass wir später Deutlicheres, wenn nicht zu 

hören, so doch zu fühlen bekommen. -_Mr.l. 


des Bürgers Kommildee 


U-Bahn Magdalene, hinterer Ausgang, Ruschestrasse entlang, queren die 
Normannen-, danach die Gotlindestrasse, rechts halten, den 2. Eingang 
wählen, Passport in Empfang, Haus 41, 4.Stock: Bürgerkomitee, Aktenan- 
tragstelle. ICH WARTE HIER AUF SIE. Schweiss steht ihm auf der Stirn, 
wenn er hier angelandet. Haupt der Stasi oder nur ein Nebenzweck? Häuser 
wie Festungen. Der hier ans Bauen ging, dachte an Ewigkeit. Ich schiebe dem 
Erschöpften einen Stuhl heran, weiss eh schon, wonach er schmachtet. Leben 
gebündelt, verwahrt im Archiv, der Mensch und seine Akte, mit sieben 
Siegeln ist sie noch immer belegt. Aber noch lebt die Hoffnung in der 4. 
Etage. Der Weg ist das Ziel, denke ich. Doch damit gibt sich keiner 
zufrieden. Es gibt eine Angst und die geht um. Wie soll es weitergehen in 
diesem Land, wenn es hier nicht weitergeht, wenn noch immer 
zurückgehalten wird, was unser Leben 

ausMacht. Wem passt es schon wieder in den Kram, in den alten fetten, dass 
hier nicht die Siegel fallen? Man schmiert, doch man kann es nicht sehen. 
Repliken aus Stalins Zeit? Seid umschlungen Millionäre, Deutsche Banken 
und Altäre? Wie sagte doch einstmals einer der weisen Männer? Wir werden 
den Kapitalisten auf ihre Schweineschnauze schlagen. Heute frisst er deren 
Brot. Schluss also, Denken ist usus, Prost auf den Sanktnimmerleinstag? 
Heute hat man besseres zu tun, Reisen richten, Diäten für freie, gewählte 
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Zeitungen? Mein Gott, wie stossen sie schon wieder an und in ein Horn. 
Einhorn landete im Baum, als das tapfere Schneiderlein es wollte. Sieben auf 
einen Streich. Reich ist also nicht nur meine Akte. Wie sonst, wenn hier nicht 
Hand angelegt wird, stehen wir vor der Welt? So sagte Hans, der grosse 
Enzensberger: Es gibt nämlich jämmerlicheres als einen Bürger der DDR. 
Sollte es tatsächlich stimmen? Sollten wir uns schon wieder ins Bockshorn 
jagen lassen, bevor wir überhaupt je eine Chance erhielten? 10 Oppositionelle 
gab es nur? Dann können wir tatsächlich einpacken, dann können wir 
tatsächlich auf Wiedergutmachung verzichten. Dann natürlich haben wir das 
Recht verwirkt, denen ans Leder zu wollen, die schon wieder auf unsere 
Ohnmacht setzen, auf der wir schon immer sassen. Und der November, 
unsere "Revolution"? Jetzt geht es um Diäten, jetzt geht es um das nackte 
Geld. Da bleibt Moral, Anstand auf der Strecke. Dann müssen wir uns doch 
erst einmal um jene kümmern, die immer noch an Kontakttelefonen mit 
drahtiger Stimme ihre Nummer nennen, die schon wieder in schnittiger Form 
ihren Führungsanspruch ausmessen ob in Zeitung, der Gastronomie- überall 
lauern sie auf ihre Stunde, haben den Kopf voller Geld. Um uns muss man 
sich nicht den Kopf zerbrechen, dass wir, auf den schönsten Strassen streu- 
nend, aus Furcht vor Brotverlust bei Mafia, CIA landen könnten.Wir wollen 
ja nur diese grüne magere Blume, die da heisst Gerechtigkeit. Was sagst du, 
die Stasi kommt von innen und der Schoss ist so furchtbar fruchtbar? Und: Es 
ist nur eine Frage der Zeit, dass wir uns mit Verbrechern verbrüdern? 
Martina Richter 


Grenzsoldaten der DDR als Bundespolizei? 


Es ist derzeit üblich, Parteien, Organisationen und Zeitschriftenredaktionen 
mit allerlei Zeugs zu beschicken, von neuartigen religiösen Wahngebilden bis 
zu solchen politischen und kommerziellen Charakters. Auch die 
Berufssoldaten der Grenztruppen der DDR sind nun auf die Idee verfallen, 
ihre überflüssigkeit mit neuen und zündenden Ideen wegzuerklären. Das wäre 
ansich nicht berichtenswert, wenn dieser Wahnsinn nicht Methode hätte und 
zudem noch regierungsamtliche Unterstützung fände. 

Der neue "Grenzschutzbund" nämlich, der auf seinem ersten 
Verbandstag am 2. Februar in Leipzig "geheim und demokratisch" ein 
Präsidium gewählt hat, will die Grenztruppen als eine "länderübergreifende 
Bundespolizei deckungsgleich wie der Bundesgrenzschutz" installieren. 
Neben dem "Schutz und der überwachung der zukünftigen 
EG-Aussengrenzen" (beispielsweise zur "Bekämpfung der Kriminalitätsent- 
wicklung unserer östlichen Nachbarn") und der Sicherung von Flug- und 
Seehäfen soll der "Grenzschutzbund" sich mit dem Pass- und Fahndungs- 
wesen, der Bekäpfung von Kriminalität und der rechtsfreien Räume auf dem 
Gebiet der DDR beschäftigen. "Die zu begrüssende Abrüstung der 
Volksarmee", heisst es, "unterstreicht die Notwendigkeit, Polizeiverbände für 


die innere Sicherheit zur Verfügung zu haben." Dafür sind die Herrschaften 


bereit zu schlucken, dass der Grenzschutz an der innerdeutschen Grenze 
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abgebaut wird. 

Begrüsst wird, dass die Grenztruppen (zu denen sich bis Jahresende 
noch 6.600 Stasi-Leute gesellen) ab dem 31.12. dem Innenministerium 
unterstellt werden, bedauert, dass das so spät geschieht, da dadurch die 
"Ausserst enge Zusammenarbeit mit dem Bundesgrenzschutz-Verband" 
behindert würde und nicht die Möglichkeit bestehe, einer "Deutschen 
Polizeiunion" beizutreten, ebenso der "EUROFEDOP". 

Leider neigt ja Öffentlichkeit inzwischen zur Vergesslichkeit. Daher ist 
es vielleicht doch nicht überflüssig, daran zu erinnern, dass eben jene so 
schön gewendeten Berufssoldaten Schreibtischmörder sind, die über 
Jahrzehnte "Menschen wie Hasen schiessen liessen", wenn man mal die 
Ausserung zitieren darf, wegen der seinerzeit der ZDF-Korrespondent Löwe 
aus der DDR ausgewiesen wurde. Diese willfährigen Diener des vergangenen 
Staatsterrors also wollen, analog den Stasi-Leuten, die schon wieder das 
Innenministerium der DDR beleben, künftig die Aufgaben einer 
länderübergreifenden DDR-Polizei übernehmen. Wir dürfen ruhig annehmen, 
dass diese Staatsterroristen zu jeder Schandtat bereit sind, von der Anlegung 
von zentralen Karteien unter Verletzung des Datenschutzes bis zur 
Abschiessung von Menschen, die als "staatsfeindliche Terroristen" 


. verdächtigt werden. 


Auch davon abgesehen bleibt anzumerken, dass der zum Vorbild 
gewählte Bundesgrenzschutz als Bundespolizei keine ganz unumstrittene 
Angelegenheit ist. Streng genommen widerspricht er dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik, das ganz bewusst die Polizeihoheit den Ländern übergab, 
nämlich um dem Bund nicht allzuviel Machtmittel und Verfügungsrechte in 
die Hände zu geben. Ebenso wie das auch in der Schweiz geschehen ist, hat 
die Klientel des Zentralstaates im Verein mit dem Bundesverfassungsgericht 
diese Position im Lauf der Jahrzehnte so weit ausgehöhlt, dass jetzt nur noch 
schwache Gesetzesvorbehalte auf dem Weg zum Orwell-Staat stehen. 

Es wäre aber der Gipfel der Absurdität, den Mördern an tausenden 
DDR-Bürgern Jetzt auch noch gewissermassen zum Lohn für ihre jahrelangen 
Blutdienste die Kompetenzen einer landesweiten Polizei zu geben. Diese 
Leute gehören hinter Gitter, mindestens aber müssen sie abgerüstet und 
entwaffnet werden bis zum letzten Hosenknopf. r.l. 


Kommentar: Und manche sind gleicher 


Einen Rechtsstaat wollen sie basteln aus zweierlei Deutschlands. Vor den 
Gesetzen sollen alle gleich sein! Gegen ehemalige militante 
AntikapitalistInnen wird Diestel-Schäuble aktiv, gegen Schreibtischtäter üben 
sich Innenminister in Nachsicht. Bis heute gab es keine Prozesse gegen jene 
Leute, die fast ein halbes Volk terrorisierten. Herr Schalck-Golodkowski aus 
Ostberlin zum Beispiel soll jetzt in der Nähe von Pullach wohnen. Herr 
Wolfgang Biermann vom Carl-Zeiss-Jena Unternehmensberater in Bonn sein. 
Interessiert das nach einem halben Jahr noch jemanden? Eine 
Chemielaborantin aus Berlin-Marzahn mit terroristischer Vergangenheit vor 
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über zehn Jahren wird ausgeliefert, die Herren Milliardenschieber und 
Volksbeklauer nicht. Susanne Albrecht gelte weiterhin als Bundesbürgerin, 
meint der DDR-Generalstaatsanwalt. Die Herren Schalck und Biermann sind 
immer noch DDR-Bürger. Bisher haben sich manche Dunkelmänner hinter 
dem eisernen Vorhang verschanzt; wer alles in die Deutsche Einheit 
'abtauchen wird, steht in jenen Akten, die west- und ost-staatstragende 
Experten gemeinsam vernichten wollen. RAF und Verfassungsschutz, Stasi 
und BND; welche Querverbindungen gab es. 
Zur Klärung dieser Fragen helfen auch Schäuble-Diestels Koopera- 
tionen gegen ausgestiegene Ex-TerrroristInnen und die militante Szene nicht: 
blind auf welchem Auge? Rüdiger Rosenthal 


Annonce: 


Antifa-Info-Telefon eingerichtet 
Für eine bessere Antifa-Koordinierung 


In den letzten Monaten und Wochen macht sich immer deutlicher bemerkbar, 
dass die herkömmlichen Informationsstrukturen nicht ausreichen, Infos 
oftmals versacken, zu spät kommen, oder nicht alle betreffenden Personen 
erreichen. 

Es geht weiterhin darum, dass bei Antifa- und Häuseraktionen die 
Koordinierung nur mangelhaft funktioniert. Weiterhin war es bis heute nicht 
möglich, polizeilichen übergriffe, deren Verschärfung für die Zukunft zu 
erwarten ist, schnell zu erfassen und Hilfsmassnahmen kurzfristig einzuleiten 
und zu koordinieren. 

Deshalb wurde ein antifaschistisches Infotelefon für Ostberlin eingerichtet. 

Es ist vorgesehen für: 

- Erfassung und Sammlung von Infos über gelaufene oder geplante 
Faschoaktivitäten 

- Nazitreffpunkte 

- Namen, Adressen, Führerpersönlichkeiten, 

- Strukturen 

- Koordinierung von Antifa-Aktionen 

Perspektivisch ist geplant, einen Ermittlungsausschuss für Ost-Berlin 
aufzubauen. Dieser hätte die Aufgabe, bei übergriffen, Zuführungen und 
Verhaftungen (z.B. bei Demos, Antifa-Aktionen, Häuserräumungen usw.), 
durch die Staatsmacht, Namen und Adressen betreffender Personen zu 
erfassen, Anwälte einzuschalten, für eventuell anfallende Kosten (Gericht, 
Anwälte, Ordnungsstrafen, Haftgelder, etc.) Mittel zu organisieren und 
entsprechend der gegebenen Möglichkeiten einzusetzen. 

Das antifaschistische Infotelefon ist zu erreichen: 


Di 18.00 - 20.00 Uhr, Sa 16.00 - 19.00 Uhr 


und zu besonderen Anlässen, bei denen die Zeiten vorher bekannt gegeben 
werden. ANTIFASCHISTISCHES INFOTELEFON: 2292912 
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Was ist Linksradikalismus? 


Innenminister Diestel liefert endlich die gesuchte Definition 


In beredten Worten erklärte Innenminister Diestel dem Marxistischen 
Jugendverband MJV in diesen Tagen endlich, was denn die gesuchten 
Linksradikalen und Linksextremen sind. Wir wollen uns hier nicht mit der 
Frage beschäftigen, ob er sich das selbst ausgedacht hat oder einen rethorisch 
und psychologisch geschulten sowie denkfähigen Mitarbeiter für diesen 
Zweck hat. 

Es geht vielmehr um die Schubladen, mit denen Herr Diestel uns 
bedient, zunächst mal der Begriff "links". Der ist daraus entstanden, dass die 
Sozialdemokraten, in ich weiss nicht mehr welchem Parlament, des 19. 
Jahrhunderts auf der linken Seite sassen und die Konservativen auf der 
Rechten und er diente in der Folgezeit dazu einen jeweiligen Mangel an 
Inhalten zu verdecken. Die Vereinigte Linke hatte sich im September und 
Oktober vorigen Jahres entschlossen, angesichts der damaligen Unmodemität 
des Begriffs umgekehrt vorzugehen, nämlich ihn aus ihrer Sicht neu zu 
definieren und damit neu zu besetzen. Das hat angesichts der Vielzahl von 
Meinungen nicht wie gewünscht geklappt und seitdem die PDS beliebt, unter 
dem Artikel "links" zu fahren und eine Vielzahl von besonders trotzkistischen 
Sekten in unserem Ländchen nach gläubigen Anhängern fischen, ist es 
vollends unerträglich geworden mit dem Begriff "links". 

Ich persönlich würde mich weigern, als "Linker" bezeichnet zu werden, 
aberict' Herr Diestel würde das nicht akzeptieren. Er meint nämlich, 
dass "\V ıgen und Taten", die gegen die "sozial-marktwirtschaftliche 
Gesellsc.... gerichtet sind und der "Utopie des Sozialismus" folgen, 
linksradikal sind. Damit könnte ich mich nicht so einfach abfinden, weil ich 
gerne eine genauere Definition von Sozialismus hätte. Ganz besonders 
möchte ich darunter nicht eine verstaatlichte Gesellschaft verstehen, in der 
ein Herr Diestel Innenminister werden könnte. Ich würde ganz gern 
überhaupt auf Innenminister und andere derartige Herumkommandierer 
verzichten. Aber es stimmt schon, die, wie Herr Diestel es so wunderlich 
nennt, "sozial-marktwirtschaftliche Gesellschaft". lehne auch ich ab. Weil sie 
nicht sozial ist, sondern höchstens auf Kosten weniger gut gestellter 
Landsleute, der Menschen in der Dritten Welt und unserer östlichen 
Nachbarn funktioniert. Und weil sie nicht (wie Herr Diestel vergass 
hinzuzufügen) ökologisch ist, sondern auf einer begrenzten Erde einen 
unbegrenzten Bereicherungs- und Ausbeutungsprozess in Gang setzt. Und 
das können wir uns am Vorabend der Klimakatastrophe nicht mehr leisten. 
Und schliesslich kann ich sie, offen gesagt, nicht leiden, diese 
grossgewordenen Handwerker, Gemüseladen- und Kneipenbesitzer, deren 
Stolz darauf beruht, dass sie ihre Kunden und ihre Angestellten so 
hervorragend über den Löffel balbieren können. 

Auch ich übrigens lehne, wie Herr Diestel, "alternative Lebensräume 
als Form pluralistischer Lebensgestaltung nicht ab" und plädiere dafür, "dass 
solche alternativen Wohn- und Lebensräume auch in besetzten Häusern auf 
gesetzlich gesicherter Grundlage basieren müssen und die gesetzlich 
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_ geschützten Interessen anderer nicht tangieren dürfen." Genau solche 
Gesetze müsste man schaffen. 

Wenn aber dann ein Herr aus der Bundesrepublik Deutschland vorfährt 
und einen Zettel vorweist, der belegt, dass das Haus seiner Grossnichte 
mütterlicherseits gehörte und darauf fussend Besitzansprüche auf das Haus, 
erhebt, in dem ich wohne und dessen Erhaltung ich schon seit einer Weile 
gesichert habe, - wenn er mich dann auch noch, unter Berufung auf seinen 
Besitztitel, aus meinem Haus vertreiben will, dann wächst doch, ich will das 
hier mal zugeben, meine Gewaltbereitschaft. Es kann sogar sein, dass ich auf 
den bösen Gedanken komme, ihm seinen Zettel wegzunehmen oder - sogar 
noch ärger - ihn zwinge, diesen Zettel aufzuessen. Oder es versuchen 
beispielsweise irgendwelche Jungnazis das Haus, in dem ich wohne, mit 
Brandflaschen in Brand zu setzen oder auch nur mit Giftgas die Bewohner 
auszuräuchern oder fangen an, meine Freunde zu verprügeln. 

Auch dann werde ich, zugegeben, sehr schnell gewalttätig, sogar gegen 
die jenigen, die meiner Meinung nach diese Nazis bezahlen und gerate sofort 
in die böse Falle des "Linksextremismus". Das ist natürlich schade, aber ich 
bin halt seit Honeckers Zeiten gewöhnt, gegen Staat und Polizei und Stasi für 
mein und meiner Freunde Wohlergehen zu kämpfen und dafür wurde ich 
dann mit Titeln wie "Staatsfeind" und "Konterrevolutionär" und übrigens 
auch "Antisozialist" belegt und gelegentlich mal eingesperrt und habe mir 
nichts daraus gemacht. Ich würde also, wenn es sein muss, auch die Bezeich- 
nung "Linksextremist" ertragen können. : 

Das wäre alles nicht so schlimm, wenn Herr Diestel nicht die Absicht 
hätte, die so definierten "Linksextremisten" zum Sündenbock und zum 
bevorzugten Opfer seiner Polizei zu machen. Und spätestens an diesem Punkt 
hört es auf, spassig zu sein. Das ganze hat nämlich bestimmte Gründe. Es 
geht darum, Gegner der neuen Eigentumsordnung und der staatlichen 
Veruntreuung des Volkseigentums zu kriminaliseren, um sie dann später 
unkompliziert aus dem Wege räumen zu können. Und deshalb ist der 
vorstehende Gedankenquark des Herrn Diestel oder seines Soldschreibers 
nicht nur dummer Quatsch sondern ein gefährliches und ernstzunehmendes 
Machwerk. r.l. 


übergriffe auf die Hamburger Hafenstrasse 


Leider haben wir bis dato keine direkten Verbindungen zu den BesetzerInnen 
der Hamburger Hafenstrasse, sodass wir mit einer Vorort-Recherche der 
dortigen Polizeiübergriffe nicht dienen können. Einer unserer Redakteure, der 
im Januar in Hamburg war, bekam eine herbe Abfuhr: Mit Leuten aus der 
früheren DDR-Opposition, die den dortigen Sozialismus gestürzt hätten, 
wollten die Hafenstrassen-Leute nichts zu tun haben. Das ist zwar schade, 
vielleicht aber auch symptomatisch für einen Teil der sogenannten 
autonomen Szene, die Inhalte durch Schubladen ersetzt. Um trotzdem auf die 
Vorgänge einzugehen, fassen wir kurz ein Flugblatt der Hafenstrasse 
zusammen: 
14 
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Angeblich auf der Suche nach Terroristen erklärten Bundesanwalt- 
schaft und Hamburger Senat am 15. Mai die Häuser der Hafenstrasse zum 
Sperrgebiet. Mit 3.000 Polizisten wurde das Gebiet hermetisch abgeriegelt, 
BesucherInnenen von Kneipen wurden abgeführt. Innerhalb des Sperrgürtels 
durften nur BewohnerInnen bleiben. Auch die Presse war ausgesperrt. 
TeilnehmerInnen einer Solidaritätsdemonstration wurden 
auseinandergeprügelt. Die wahllos Festgenommenen mussten alle bis zum 
Abend wieder freigelassen werden. 

Innerhalb des Sperrgürtels wurden alle Häuser und Wohnungen 
durchsucht. Neben offener Brutalität gingen die Staatsschützer mit 
akribischer Sorgfalt vor. Ihr besonderes Interesse galt privater Post, Fotos, 
Adressbüchern und Fingerabdrücken. Auf Millimeterpapier wurden 
Grundrissskizzen von Wohnungen und deren Einrichtungsgegenständen 
gefertigt. Personalien wurden festgestellt. 

Die BewohnerInnen der Hafenstrasse meinen, dass das RAF-Konstrukt 
offenbar eine neue Argumentationsschiene zur Räumung eröffnen soll, 
nachdem der Hamburger Senat mit dem Sicherheits- und Ordnungsgesetz und 
dem mietrechtlichen Kündigungsprozess politisch in die Sackgasse geraten 
ist. 

Eine Protestdemonstration am Samstag, den 19. Mai, wurde verboten, 
mit einer Begründung, die an Zynismus ihresgleichen sucht. Leseprobe: "Die 
Teilnehmer der Demonstration werden damit zum Widerstand gegen die 
Zuordnung von Hafenstrassenbewohnern zu einer terroristischen 
Vereinigung aufgerufen. Insofern ist davon auszugehen, dass sich in dem 
Aufzug die Personen befinden, die auch bisher gegen 129a StGB protestiert 
haben: sie werden dabei auch das gleiche gewalttätige Verhalten zeigen, das 
bereits am 16.1.1989 zu einem gerichtlich bestätigten Verbot eines Aufzuges 
zu diesem Thema führte." 

Mehrere Demonstrationen, die trotzdem stattfanden, wurden zum Teil 
mit massivem Polizeiaufgebot auseinandergejagt. 

Im Flugblatt heisst es zum Schluss: "Uns ist immer noch nicht klar, was 
ihre Angriffslinie genau ist. Dass wir alle plötzlich zur RAF gehören sollen, 
ist so lächerlich wie auch gefährlich. Wasserwerfer, Panzer und 
MP-bewaffnete Beamte hinterlassen ein noch viel flaueres Gefühl als sonst. 
Nur eins ist klar: sie wollen räumen und noch viel mehr." r.l. 


Protestbesetzung der Spanische Botschaft 


Am Freitag, den 8. Juni, wurde die Ostberliner spanische Botschaft von einer 
Anzahl WestberlinerInnen besetzt. Gewollt oder ungewollt hat dies in der ost- 
und westdeutschen Presse zu einer Reihe von Mißverständnissen geführt. Es 
ging nicht, wie die "TAZ" meint, um "Freunde der GRAPO" oder um eine 
"Aktion spanischer Extremisten", wie die "Süddeutsche Zeitung meinte. 
Auch die verhältnismäßig wohlmeinde "Berliner Zeitung hat nicht recht, 
wenn sie glaubt, daß "spanische Studenten die Botschaft besetzten . 
Vielmehr handelte es sich um einen-Protest gegen die Einführung 
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inhumaner Haftbedingungen in Spanien, Haftbedingungen, die zugeben, von 

der-BRD ausgehend schon allgemein in Westeuropa Sitte sind. Das kann 
aber nichts an der grundsätzlichen Inhumanität von Regeln ändern, die 
Isolationshaft und Zwangsemährung zur Normalität erklären. 

Es ging den Besetzem als nicht um die Verteidigung von spanischen 
Terroristen, GRAPO und PCER. Sie wissen wenig über diese beiden 
Gruppen, interessieren sich auch nicht sonderlich dafür. Es geht ihnen einzig 
darum, dagegen zu protestieren, daß Gefangene in Spanien und anderswo 
(und demnächst auch bei uns) unter inhumanen Bedingungen eingesperrt 
werden. 

Zum weiteren Verlauf ist zu sagen, daß die BesetzerInnen gegen 11.15 
Uhr von der Polizei geräumt wurden. Sie wurden nach Pankow gebracht. 
Dort wurden sie nach eigenen Aussagen von der Kriminalpolizei 
provozierend behandelt. Ein Telefongespräch und der Kontakt mit dem 
Anwalt wurde verweigert..Die BesetzerInnen verweigerten ihrerseits‘ 
Einzelverhöre und forderten den Stadtrat für Inneres als Vermittler. Nach 


fünf Stunden wurden sie freigelassen. r.l. 
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Für eine Kontinuität der Basisbewegung 
Interview mit Walter Schilling, Senior der Offenen Arbeit 


Es gibt nicht allzu viele unersetzliche Menschen in unserem Land. Am 
allerwenigsten gehören die Lemuren dazu, die sich, von ihren westlichen 
Schwesterparteien ausgehalten, derzeit auf Ostberliner Regierungsbänken 
herumdrücken. 

Wenn wir im Folgenden einem Einzelnen dem Pfarrer Walter Schilling 
seitenlang das Wort geben, so darum, weil ihm und seinen Kampfgefährten 
- dieses Land Wichtiges verdankt und darum, weil er auch jetzt noch etwas 
wichtiges zu sagen hat, trotz und wegen seiner 60 Jahre. 

Walter Schilling hat sich seit Ende der sechziger Jahre bemüht, der 
Protestbewegung innerhalb der Evangelischen Kirche ein Dach zu geben, die 
heute als Basisgruppenbewegung bekannt ist und die zum Grundstock der 
Bürgerbewegung wurde. Seit einem Jahr war er theologischer Begleiter der 
Berliner Gruppe "Kirche von Unten", was ihn nicht davon abhielt, sich - 
kräftig in die sonstigen Berliner Ereignisse einzumischen. Vorige Woche war 
Walter Schillings Zeit in Berlin zu Ende und er kehrte "mit einem lachenden 
und einem weinenden Auge” in sein Pfarramt nach Braunsdorf bei Rudolstadt 
zurück. Aus diesem Anlaß das folgende Interview: | 


telegraph: Walter, Du bist ein Jahr lang theologischer Begleiter der "Kirche 
von Unten" gewesen und gehst jetzt wieder zurück in Dein Pfarramt in 
Tun ee Was ist eigentlich "Kirche von Unten“, was ist Kirche von Unten 
erlin? 

Walter Schilling: Das Ganze geht zurück auf den Kirchentag von Unten im 
Jahre 1987. Ein grosses Ereignis, das man wieder ins Gedächtnis zurückrufen 
muss. Parallell zum offiziellen Kirchentag haben sich Friedens- und 
ökologie- Gruppen und Gruppen der Offenen Arbeit zu einer DDR-weiten 
Veranstaltung zusammengefunden - gegen eine Amtskirche, die zum 750. 
Jubiläum Berlins fast nahtlos mit dem Staat zusammenarbeitete. Mit dem 
Kirchentag von Unten haben Leute versucht, die Kirche von Unten zu 
installieren, als eine Gemeinschaft, die sich neben der Kirche, manchmal 
auch gegen sie organisiert. Damals ging der Kampf noch um Räume, die erst 
nach einer sehr langen Verhandlungsstrecke, im Herbst 88 in der Berliner 
Elisabethgemeinde gefunden wurden. Die Kirchenleitung hat darauf bestan- 
den, dass ein Pfarrer als "Begleiter" dabei sein soll, der für sie der Verant- 
wortliche sein sollte. Ich selbst habe das nie so empfunden, dass ich dort 
verantwortlich bin, sondern ich habe mich als Freund unter Freunden gefühlt, 
der dort seinen Teil einbringt. - 

Die Kirche von Unten hat versucht, sich im Land zu vernetzen. Das ist 
nur zum Teil gelungen, weil die meisten Gruppen sich mit dem Begriff 
Kirche von Unten schwergetan und weiter als Offene Arbeit bezeichnet 
haben. Trotzdem hat es viele Beziehungen untereinander gegeben. Wer es 


nachlesen will, in den Dokumenten der Staatssicherheit steht die 
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Aus der Information MfS/ZAIG, Nr. 150/89 der Staatssicherheit 


an das Politbüro der SED 
"Kirche von Unten" (KvU) 

Im Ergebnis von Auseinandersetzungen zwischen Kräften der sogenannten kirchlichen 
Basisbewegung und der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg um die Forsetzung der von ersteren im kirchlichen Raum 
organisierten "Friedenswerkstatt" kam es ... im Vorfeld des Kirchentages 1987 der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg zur Bildung der sogenannten Initiative 
Kirche von Unten. Diese "Initiative" konstituierte sich während des Kirchentages zur 
"Kirche von Unten". 

Mit Beschluss des Konsistoriums und der Kirchenleitung der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg (April 1988) wurde die Regionalgruppe Berlin der 
"KvU" für diesen kirchlichen Bereich als Personalgemeinde genehmigt und registriert. 
Der Prozess der Formierung der "KvU" hält an. So wurden u.a. sogenannte 
Basisgruppen gebildet in Halle (in Zusammenhang mit dem Kirchentag 1988 der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen), in Jena und Potsdam. 

Die bisherigen Organisationsformen sind wenig ausgebildet. Wesentliche 
Initiativen gehen von den Berliner Kräften der "KvU" aus. Zusammenkünfte von 
Initiatoren/Organisatoren und Sympathisanten der "KvU" erfolgen in monatlichen 
Mitglieder- bzw. Vollversammmilungen mit Teilnahmestärken zwischen 50 und 250 
Personen. 

Entwürfe zu "Grundsatzpapieren" und Problemberatungen deuten darauf hin, 
dass die "Führungskräfte" der "KvU" verbindlichere Strukturen und 
Arbeitsmechanismen zu schaffen beabsichtigen. 


(Fortsetzung im Kasten gegenüber) 


Kirche von Unten unter den "personellen Zusammenschlüssen", die 
"Vernetzungscharakter" haben. Die haben das durchaus richtig eingeschätzt. 
Es ist uns sicher nur zum Teil gelungen. Ä 

Kirche von Unten konnte sich zunächst fast nur in Berlin fest etablie- 
ren, nachdem wir Räume in der Elisabethgemeinde bekommen hatten. Wir 
- hatten anfangs in Berlin grosse Schwierigkeiten, unsere eigene Linie zu 
finden und es gab eine Menge Ärger mit der Gemeinde. Dann sind wir in den 
Strudel der politischen Ereignisse hineingerissen worden: Trommeln für 
China usw. 


telegraph: Die alternative Wahlparty im Mai 89, als bei der Kirche von Unten 
» die Auszählungen der Wahlbeobachter aus den Ostberliner Bezirken 
zusammenliefen. 


Walter Schilling: An der alternativen Wahlparty ist am deutlichsten zu sehen, 
was die Zielvorstellung der Kirche von Unten war, da ist es wirklich gut 
gelungen. Dass dort vierschiedenste Alternativgruppierungen 
zusammenkommen können. Ich sage immer, die Gruppen könnten der Zähler, 
die Kirche von Unten der Nenner sein. | 


telegraph: Du giltst als einer der Gründerväter der sogenannten 
Basisbewegung in der DDR. Wann hat das begonnen, wie ist es dazu 
gekommen? 
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‚„‚Die bisher existierenden Gruppen der "KvU" stellen ein Sammelbecken von 
vorwiegend auch in anderen Personenzusammenschlüssen fest integrierten 
feindlichen, oppositionellen Kräften, von politisch und religiös irregeleiteten und 
politisch bewusst missbrauchten, zumeist jüngeren Personen dar.‘ 

Die "Führungskräfte" der "KvU" - in der Vergangenheit fast ausschliesslich mit 
Handlungen im Sinne politischer Untergrundtätigkeit in Erscheinung getreten - geben 
als Zielstellung ihrer Gemeinschaft an, 

- Kritik an kirchlichen Strukturen und dem angepassten Verhalten der Kirchenleitung 
gegenüber dem Staat sowie 

- Kritik an den gesellschaftlichen Verhältnissen in der DDR führen zu wollen, 
verbunden mit dem Eintreten für eine "Öffnung, Weiterentwicklung innerhalb der 
DDR-Gesellschaft". Die besonders im Jahre 1988 von der. KvU ausgegangenen 
Aktivitäten lassen die Konzentration auf vorgenannte gesellschaftspolitische 
Zielstellung verbunden mit Angriffen auf die sozialistische Staats- und 
Gesellschaftsordnung in der DDR erkennen. 

In diesem Sinne wurden die sogenannten Kirchentage von Unten in Berlin und Halle 
öffentlichkeitswirksam durchgeführt, beteiligte sich die KvU an den zentralen 
Friedensseminaren "Konkret für den Frieden" und an den "ökumenischen 
Vollversammlungen" in Dresden und Magdeburg. Ihre Mitglieder initiierten 
Solidarisierungs- und Protestkundgebungen in Zusammenhang mit der Wiedereinreise 
der Bohley und des Fischer in die DDR und den Ereignissen an der BOS "Carl von 
Ossietzky" in Berlin-Pankow. Die "KvU" bzw. ihre Mitglieder waren massgeblich 
beteiligt an der Vorbereitung und Durchführung provokatorisch-demonstrativer 
Aktionen u.a. in Zusammenhang mit der "TWF-Aktionswoche" und den staatlichen 
Massnahmen gegen über Kirchenpublikationen im Jahre 1988 

Aus: "Ich liebe euch doch alle”, Befehle und Lageberichte des MfS, Basisdruck, 
Berlin 1990 


Walter Schilling: Wenn man heute nach über 20 Jahren darüber nachdenkt 
und etwas damit zu tun hatte, kann man das sicher besser analysieren als 
damals. Die weltweite Bewegung Ende der sechziger Jahre, die 
Studentenbewegung, die Friedensbewegung, die Ostermarschbewegung, hat 
bei uns auch eine Bewegung in Gang gesetzt. Sicher ganz anders als in den 
westlichen Ländern, aber es war derselbe Auslöser. Ein Ansatz, der 
gesellschaftskritisch war, der die alten Institutionen von der Ehe bis zum 
pärlamentarischen System hinterfragte. Gesucht wird nach einem anderen 
Lebensstil, nicht wachstums- und fortschriitsorientiert im erwerbsmässigen 
Sinne, sondern im Sinne von Lebensbedürfnis. Die jungen Leute hatten ein 
starkes Autonomiestreben, sie wollten ihre eigenen Lebenziele, ihre eigenen 
Lebensvorstellungen haben und sich das nicht mehr vorschreiben lassen von 
einer nicht mehr greifbaren Industriegesellschaft. 

Ein alter Mann hat zu mir einmal gesagt: In den Geschichtsbüchern des 
2. Jahrtausends wird vielleicht einmal stehen: Damals tauchten die Propheten 
der neuen Zeit auf, die lange Haare und Kutten trugen, Che Guevarra-Bilder 
malten und sich unter den Baum legten und sagten: Seht mal wie schön die 
äpfel sind, die reichen eigentlich für alle und der Himmel ist blau. Das 
werden die Propheten der neuen Zeit sein, sagte der alte Mann. Weil diese 
Welt sich ändern muss. 
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telegraph: Das waren also zunächst junge Leute, die von der Popmusik, die 
über die Sender kam, beeinflusst wurden, die ein bestimmtes Lebensgefühl 
herüberbekamen und sich wie ihre Musikidole lange Haare wachsen liessen. 
Sie bekamen aber eben auch eine Identität sozusagen von aussen 
aufgeprügelt, von der Volkspolizei. Sie suchten dann nach eigenen Inhalten, 
da ihnen von aussen so tatkräftigt bestätigt wurde, dass sie etwas Eigenes 
sind. Diese Leute konnten sich natürlich nach damals in der DDR geltendem 
Recht nur schwer auf der Strasse oder in öffentlichen Räumen treffen. Sie 
wandten sich an die Evangelische Kirche, fanden aber dort meistens nicht die 
Aufnahme, die dafür etwa im Evangelium vorgeschrieben ist. 


Walter Schilling: Das sind zwei Dinge, die Du gesagt hast. Beim ersten 
würde ich Dir widersprechen. Die Musik kam über die Ätherwellen. Du 
kannst aber nicht etwas von aussen in einen Menschen hineinsetzen, wofür er 
keine Antenne hat. Die Musik hat das ausgedrückt, was in den Leuten an 
Kritik, Anfragen an die Gesellschaft usw. war. 

Das zweite stimmt tatsächlich, dass wir hier in der DDR einen 
Sonderweg beschritten haben. Im Westen konnten die Leute auf die Strasse 
. gehen. Das ist bei uns so überhaupt nicht möglich gewesen, da haben sie 
sofort ein Staatsquartier gefunden und zwar für längere Zeit. Deswegen blieb 
nur die Kirche als ein gewisser Freiraum. Es hat daher von Anfang an eine 
Auseinandersetzung zwischen den Leuten, die Räume suchten und der Kirche 
gegeben. Das war die erste Hürde, die zu nehmen war. Wie offen, wie 
evangeliumsgerecht ist die Kirche nün eigentlich für die von der Strasse, 
wenn man mal die Bibel zitieren will, zu dengnigen, die von den Hecken und 
Zäunen zum grossen Essen geladen sind. Diese Frage haben viele Gruppen 
damals der Kirche gestellt und haben sie damit sehr verunsichert. Es hat viele 
Schwierigkeiten gegeben, hat aber letztendlich nach einer langen Reihe von 
Jahren dazu geführt, dass sich in der DDR Kirche so verändert hat, wie sie 
heute ist, im Gegensatz zu einer weithin bürgerlich angepassten Kirche im 
Westen beispielsweise. Evangelische Kirche in der DDR hat immmerhin 
Ende der siebziger Jahre gesagt, Kirche muss offen sein für alle. Das ist ein 
Ergebnis, das erreicht worden ist und das im Ergebnis der Geschehnisse der 
paar letzten Jahre die Kirche dahin gebracht hat, wenn auch mit 
Widerstreben, die Gruppen anzunehmen und sie gewähren zu lassen. Sie hat 
ja grosse Schwierigkeiten gehabt, bei den grossen Demonstrationen 
beispielsweise, aber sie hat sich letztendlich für die Gruppen eingesetzt und 
für sie gesprochen. Das muss man, denke ich, anerkennen. 

Das ist aber gar nicht mal das wichtigste - die Kirche als Institution. Ich 
denke, dass in dieser ganzen Bewegungszeit auch eine Wechselbeziehung 
passiert ist. Leute, die gesellschaftskritisch waren, haben gesagt, wir können 
mit dieser Welt nicht mehr weiter so umgehen, denn dann wird sie 
kaputtgehen. Von den Bündnissen , die unbedingt ihr Feindbild pflegen 
müssen bis zu Vernichtung des Regenwaldes und dem Treibhauseffekt, bis 
dahin, dass die Menschen seelisch verarmen. Sie wollen immer nur haben, 
haben, haben. Aber Sein ist wichtiger als Haben. Die ganzen Fragen haben 
sie in die Kirche getragen. Das hat die Kirche bereichert. Sie hat an Identität 


20 


Aus unserem Videoarchiv: Walter Schilling auf dem Kirchentag von Unten, Berlin 
1987. Für eine sozialistische Dimension des Evangeliums: Jesus kommt von unten. 


21 


gewonnen und ist ein Stück lebendiger geworden bis hinein in die 
Gemeindegruppen. Auf der anderen Seite hat Evangelium auch die Gruppen 
beeinflusst. Ich denke, dass ein grosser Teil der Gewaltlosigkeit im Oktober 
vorigen Jahres darin seinen Grund hat, dass hier etwas gewachsen ist. Die 
Ideen von Martin Luther King oder das Ausleben von sozialen Beziehungen, 
die man in der modemen Gesellschaft immer mehr vermisst, - das kam sicher 
von den Anstössen eines Jesus von Nazareth her. Dass sich Kirche und 
Gruppen gegenseitig bereichert haben ist, denke ich, wichtig in diesen ganzen 
Jahren gewesen. 


telegraph: Ja, ich denke das auch. Ich glaube aber, dass Du dazu neigst, 
Deinen Arbeitgeber ein wenig zu idealisieren. Ich habe von Johanna aus 
Dresden gehört, dass sie am 4. Oktober händeringend einen Pfarrer gebeten 
hat, die Kirche für Demonstranten, aber auch ganz normale Passanten, die auf 
der Strasse zusammengeprügelt wurden, zu öffnen. Er hat ihr erklärt, dass die 
Kirche zur Ausbreitung des Evangeliums da sei, nicht aber dazu, 
irgendwelche Demonstranten aufzunehmen. Sie hat ihn dann angebrüllt und 
hat erreicht, dass er sich erinnert hat, dass da noch etwas anderes war. Im 
Allgemeinen gab es einen hartnäckigen Widerstand und die Pfarrer, die sich 
für die Gruppen einsetzten, sind eigentlich nur eine ganz kleine Minderheit. 


Walter Schilling: Das stimmt. Du nehnst das Beispiel Dresden, mir liegt das 
Beispiel Leipzig näher. Weil ich eine Woche vor dem 9., dem Stichtag in 
Leipzig, kurz dort war, als die Luft brannte und mit dem geschäftsführenden 
Pfarrer der Thomaskirche, dessen Name ich immer vergesse, weil ich ihn 
wahrscheinlich nicht gern höre.... 


telegraph: Ebeling. 


Walter Schilling: Ja, genau, Herr Ebeling hat sich geweigert, die Kirche zu 
öffnen. 


telegraph: Und nun erhält der Leipziger Superintendent Magirius den 
Gustav-Heinemann-Preis, den er eigentlich von der Staatssicherheit dafür 
bekommen müsste, dass er die Friedensgebete in Leipzig jahrelang 
erfolgreich sabotiert hat. Das ist ein Witz der Geschichte! 


Walter Schilling: Ich sehe den Herrn Magyrius ein ganz klein wenig anders. 
Ich war dort bei ihm. Ich gestehe einem Superintendenten durchaus zu, dass 
er aus Verantwortungsgefühl - klemmt. Fakt ist natürlich, dass er grosse 
Schwierigkeiten machte. Natürlich hast Du recht, aber es war in der 


Geschichte der Menschheit immer so, dass Bewusstsein nie auf einen Schlag 


gewachsen ist, sondern, dass das immer kleine Gruppen und vielleicht auch 
Einzelmenschen sind und die grosse Menge erst im Laufe der Zeit begreift 
und vielleicht etwas dazulernt. Das ist in einer Kirche, die Teil der Welt ist, 
nicht anders. 

Das Wort "Brötchengeber" lasse ich nicht stehen. Ich bin absolut nicht 


von dieser Kirche als Brötchengeber abhängig. Ich lebe aus den 
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itglieder der Berliner Kirche von Unten 1988 bei Verhandlungen mit der 
Kirchenleitung nach einer Protestbesetzung des Konsistoriums 


christlichen Werten heraus und wenn ich zufällig Pfarrer geworden bin, dann 
deshalb, weil ich in diesem Beruf einen Sinn sehe. Ich bin in keiner Weise 
von meiner Kirche abhängig. Die hat mir da nichts zu sagen. 
Aber hier sind eben Prozesse geschehen, Entwicklungsprozesse 
innerhalb von 20 Jahren, die in diesem Land, der DDR, eine Sonderent- 
wicklung gebracht haben und wo ich jetzt ständig mit meiner Enttäuschung 
kämpfe, dass das alles wieder den Bach hinunter geht. Um es mal so zu 
sagen: In irgendeiner westlichen Zeitschrift habe ich mal einen Artikel 
gelesen über Leute aus der Kirche von Unten und der Umwelt-Bibliothek, die 
nach dem Westen gedrängt worden waren, Eisi, Blase, Bert und andere. Das 
war alles in dem Ton geschrieben: "Die sind zwanzig Jahre zurück, die: 
müssen erst lernen, wie fortgeschritten der Westen ist. Das sind ja die ewig 
Gestrigen." Und ich finde das ganz furchtbar schlimm, denn ich denke, wir 
sind eigentlich im Verhältnis zu denen zwanzig Jahre voraus. Ich denke, da 
könnte man auch manche Gemeindegruppen und ein paar bewusste Marxisten 
einbeziehen. Das sind wenige, ich gebe es zu und denke an das Wahlergebnis 
vom März: 3%, mehr waren es nicht. Wir sind eigentlich ein Stück voraus, 
nämlich in Richtung auf eine überlebensfähige Welt. 


telegraph: Ich bleibe noch einmal mit einer Frage bei der Kirche. Der 
Berliner Stadt jugendpfarrer Hülsemann hat mich vor zwei Jahren gefragt: 
"Wenn jetzt die Perestroika kommt und die Möglichkeit besteht, dass die 
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Gruppen aus der Kirche hinausgehen, werden dann die Gruppen gehen?" Ich 
habe ihm so geantwortet, dass das im Wesentlichen vom Verhalten der 
Kirche abhängt. Das heisst, so, wie sich die Kirche gegenüber den Gruppen in 
Zeiten der Not verhält, werden sich die Gruppen dann gegenüber der Kirche 
verhalten. Entweder befinden sie sich in einer unfreiwilligen Gefangenschaft 
und befreien sich oder sie betrachten das als einen natürlichen Wohnraum 
und bleiben dann wenn nicht räumlich so doch inhaltlich christlichen Ideen 
verpflichtet. Hat nicht der Niedergang der Kirche von Unten nach der Wende 
damit etwas zu tun, dass niemand mehr Bock auf diese Kirche hat, die sich in 
Zeiten der Gefahr eigentlich immer nur taktisch verhalten hat, die eigentlich 
nur insoweit als es um ihre Profilierung und um ihr überleben ging, die 
Gruppen berücksichtigt hat. u 


Walter Schilling: Es ist mir ein wenig pauschal vonder Kirche zu sprechen. 
Wir haben schon vorhin davon gesprochen, dass das ein Prozess ist und dass 
es eine grosse Menge von Pfarrern gab, die dazu gezwungen werden mussten, 
ihre Kirchen zu öffnen. Es gibt aber eben innerhalb dieser Kirche Christen, 
von Pfarrern zu Gemneindegliedern, die gemerkt haben: Kirche muss eben, 
wenn sie Kirche bleiben will, nicht nur Institution, sondern Träger von 
vorwärtstreibenden Ideen für den Menschen und die Welt sein. Sie muss sich 
ändern und sie muss anders sein. \ u 
Das Zweite: Du hast recht, es wird von der Kirche abhängen und wieweit sie 
bei dieser Linie bleibt, die so etwa 10 bis 20% der Kirchenmitglieder 
ergriffen hat. Ich befürchte natürlich auch eine Entwicklung in Richtung der 
Westkirche mit dem dortigen Kirchensteuersystem, dem Schulsystem, die 
traute Einheit mit dem Herrn Bürgermeister usw., in Richtung auf eine 
gesellschaftlich anerkannte Macht. Wenn Sie dies nicht tut, sondern weiter 
Vorreiter bleibt, immer wieder den Finger auf die kritischen Punkte legt, 
immer wieder auf eine zukünftige lebenswerte Welt orientiert, dann wird ein 
grosser Teil von Menschen und Gruppen (ohne sich gleich taufen zu lassen) 
von ihr weiter Motivation beziehen können. Das glaube ich schon. Das ist 
eine kritische Anfrage an die Kirche genau in dieser Zeit, wo ich Angst habe, 
dass sie restaurativ wird. 
Drittens: Wenn es so weitergeht, wie es im Moment geht, sehe ich voraus, 
dass es gar nicht so lange dauert, dann kriegen wir hier "wunderschön 
geordnete bürgerliche Verhältnisse", wo alles in der Kirche organisiert ist, 
alles schön sauber zu sein hat, ein paar "Türken" den Dreck wegräumen und 
wo die Gruppen noch viel stärker an den Rand gedrängt sind, als sie das 
bisher immer waren. Ich habe den Eindruck, in westlichen Verhältnissen sind 
die Gruppen viel stärker abgedrängt gewesen als bei uns. Das wird bei uns 
alles ebenso werden. Da brauche ich nicht nur den Herrn Innenminister 
Diestel zu nennen. Dann werden diese noch stärker an den Rand gedrängten 
Gruppen Räume brauchen. Deswegen schätze ich, dass solche Räume wie die 
Kirche von Unten unbedingt auch bei momentaner Flaute festgehalten 
werden müssen, damit sie dann zur Verfügung stehen. Wo man einmal sitzt, 
kann man nicht so schnell hinausgedrängt werden. Neu hereinkommen wird 
schwierig sein. Ä 
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telegraph: Die andere Gefahr besteht offenbar darin, dass die Basisgruppen 
der DDR, in ganz ähnlicher Weise wie die übrige Bevölkerung, denken, dass 
das, was sie bisher gemacht haben, unwichtig war und dass die sehr 
selbstbewusst auftretenden Westlinken, autonomen und sonstigen Gruppen 
jetzt die neue Botschaft brächten. Dass sie das, ich sage mal 
"religiös-sozialistische Erbe" wegwerfen und jetzt schleunigst die 
Auffassungen von westlichen Linken übernehmen müssen. 


Walter Schilling: Ja, das ist eine bedauerliche Entwicklung, ich verstehe sie 
selber nicht so ganz. Es ist einfach eine Frage des Selbstbewusstseins. Es 
enttäuscht mich, dass bei vielen Freunden das Selbstwusstsein, das in vielen 
Jahren Widerstand gewachsen ist, jetzt zusammengebrochen ist. Ich halte es 
für wichtig, auch in dieser Hinsicht die Vergangenheit aufzuarbeiten und 
unseres Wertes bewusst zu sein. Deshalb brauchen wir auch 
Gegenwartsbewältigung. Wir dürfen uns nicht von irgendwelchen 
vordergründigen Feinden her definieren. Ich halte beispielsweise nichts 
davon, die Faschos dazu zu benutzen. Ich will diese Gefahr nicht 
unterschätzen, ganz und gar nicht, aber ich denke sie sind eigentlich auch 
eine Art hilfloser Kinder des Systems. Wenn wir uns an dem Haar in der 
Suppe fest machen, die wir auslöffeln müssen, haben wir das falsche 
Feindbild. Ich müsste eigentlich klarer sehen, dass es dieses gesellschaftliche 
System ist, das nicht mehr so geht und verändert werden muss und mich nicht 
an Symptomen festmachen. Darüber sollten die Gruppen, sofern sie noch 
vorhanden sind, sich viel mehr Gedanken machen. Wir brauchen wirklich 
wieder inhaltliche Arbeit. Dass es daran fehlt, hängt zum Teil mit 
Tagesfragen zusammen. Wir sollten uns dessen bewusst werden, dass wir 
bestimmte Werte einzubringen haben, genau die die uns von westlicher Seite 
als wertlos dargestellt werden.Zweitens: Wir haben bisher nicht allzuviel von 
diesem Gelddenken gehabt und das betrifft sogar weite Teile der 
Bevölkerung. Wir haben zwar Geld gehabt, aber es wurde nicht alles in Geld 
gedacht. Es war nicht das erste erstrebenswerte Ziel. Das Nächste: Wir haben 
wirklich in der DDR eine Art Umweltdenken entwickelt, das auch weite 
Kreise der Bevölkerung miterfasst hat. Das ist auch etwas, was wir ihnen 
voraus haben. Der Westen ist sehr viel mehr von diesem Fortschrittsdenken 
belastet, das nur auf Kosten der Umwelt zu erkaufen ist. Dann müssten wir 
uns darüber bewusst werden, dass wir hier sozialer sind. Das sagen mir viele 
Freunde aus dem Westen immer wieder, dass hier der Umgang der Menschen 
untereinander herzlicher ist. Wir haben hier ein ganzes Stück mehr soziale 
Zärtlichkeit. Unter den Gruppen ist es stark ausgeprägt, aber auch in der 
übrigen Bevölkerung ist es zu spüren. Das ist ein Wert, den wir erobert haben 
in der DDR, den wir bewahren. Dann wird uns vorgeworfen, wir in der DDR 
wären zu bescheiden. Und ich denke, genau dies ist ein Wert, den wir 
brauchen. Eine Welt, die überleben will, muss lernen, sich zu bescheiden und 
nicht immer mehr und immer besser und immer qualifizierter werden, 
sondern sie muss sich mit dem bescheiden können, was man hat, was man ist 
und was man leben kann. Und das haben wir in der DDR. Wir sind natürlich 


26 


2 


auch ärmer. Und dies müssten wir als einen Wert entdecken. Ich merke dass, 


. wenn ich ab und zu in Westberlin bin, diesen Stress. Wir waren hier 


leistungsfreier. Das heisst nicht, dass keine Leistumg zum Leben notwendig 
wäre, es fehlt der Stress des Westens. 


telegraph: Diese Art von Nichtleistung war ja bisher der Versuch, den Staat 
zu betrügen. Der tschechoslowakische Wirtschaftsminister Sik formulierte es 


- im Jahre 1968 so: "Bisher haben die Arbeiter so getan, als ob sie arbeiten und 


die Regierung hat so getan, als ob sie sie bezahlt." Die Leute glauben jetzt 
alle, dass sie jetzt von diesem furchtbaren Zwang befreit sind und endlich 
alles kaufen können, weil sie richtig bezahlt werden. Dafür wollen sie aber 
auch richtig arbeiten. Das zu lernen, dass das, was sie zuvor als Zwangslage 
empfunden haben, vielleicht einer der positiven Aspekte des Regimes war, 
das wird wahrscheinlich sehr schwer fallen. 


Walter Schilling: Es wird sehr schwer sein. Die alten Verhältnisse waren eine 
Perversion, aber die Lebenshaltung der DDR-Bürger war richtig und diese 
Lebenshaltung müsste bewahrt werden. Das ist ein Wert, den wir haben 


telegraph: Woran lag es Deiner Ansicht, dass die Gruppen nicht stärker die 
"Wende" im vorigen Jahr prägen konnten. Waren sie zuwenig organisiert, zu 
wenig vernetzt? u 


Walter Schilling: Das Vernetzungsbestreben hat Mitte der achtziger Jahre, 
sicher auch ausgelöst durch die Perestroika in der Sowjetunion eingesetzt das 
Vernetzungsbestreben der Gruppen ein. Die Friedenswerkstatt hier in Berlin 
war ein typisches Zeichen. Zuerst gab es nur das Friedensthema, dann kamen 
die anderen Themen hinzu, die Leute fanden sich. Der Kirchentag von Unten 
in Berlin 1987 war genau an dieser Stelle richtig. Natürlich gab es neben der 
Kirche von Unten eine Reihe anderer Netzwerke, die Initiative Frieden und 
Menschenrechte, die Arche und andere. Ich denke, dass wir mit der 
Vernetzung schon ein ganzes Stück weit waren und dann von den plötzlichen 
Ereignissen im September, Oktober überrollt wurden. Wir waren noch nicht 
so weit, wir hatten noch nicht wirklich einen gemeinsamen Nenner gefunden. 
Darüber hinaus würde ich kritisch anmerken, die Gruppen waren auch noch 
nicht so weit - ich denke, das werden sie lernen müssen, sich für die grosse 
Menge der Bevölkerung verständlich auszudrücken. Sie blieben entweder zu 
intellektuell oder sie haben zu wenig verstanden, die Sprache zu sprechen, die 
ein normaler Bauarbeiter spricht. Man merkt das an einer Reihe von 
Flugblättern, die es gegeben hat. Es war nicht so, dass der normale Mensch 
auf der Strasse soviel hätte damit anfangen können. Das ist uns sicher nicht 
gelungen. Soweit waren wir einfach nicht, das wäre der nächste Schritt 
gewesen. 


telegraph: Naja, es ist uns natürlich wenigstens besser als der Westlinken 
gelungen. Und es lässt sich ja immerhin genau verfolgen, dass diese 
Bewegung in der DDR im September und Oktober solange 
vorwärtsmarschierte, wie Konzepte von Seiten der Gruppen da lagen. Dialog, 
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Frage von Abgrenzung, Gewaltlosigkeit, das alles haben die Leute sehr 
schnell gelernt. Aber da, an dem Punkt, an dem die Gruppen nicht mehr 
weiter wussten, wo noch nicht nachgedacht oder nur erste Diskussionenen 
geführt wurden, nämlich in der Frage von Gesellschaftsmodellen, alternativen 
Mitbestimmungsmodellen.... Als also nichts mehr von den Gruppen kam, die, 
behaupte ich mal, den eigentlichen Inhalt der Bewegung ausgemacht haben, 
begann die Bevölkerungsbewegung zunehmend der natürlichen Schwerkraft 
zu folgen. 


Walter Schilling: Ja sicher, das stimmt. Ich glaube schon, dass es in den 
Gruppen Konzepte gab und dass auch noch Konzepte da sind. Nur, sie waren 
nicht ausformuliert und sie waren nicht so ausformuliert, dass sie der Mensch 
auf der Strasse als etwas Erstrebenswertes, als mehr erstrebenswert als die 
schnelle Demark betrachtet hätte. Zum zweiten sind wir überrollt worden. Es 
waren nicht nur die hilflosen Menschen auf der Strasse, die sich beeinflussen 
liessen, sondern es waren und sind bis heute bestimmte westliche Politiker. 
Der "Kanzler aller Deutschen" und seine Gefolgsleute wollten den schnellen 


Griff machen und nannten das eine "historische Stunde", womit sie die’ 


Gelegenheit für sich selbst meinten. Sie konnten mit ihrer irren 
überheblichkeit, mit der sie das beste und freieste System der Welt anpriesen, 
den Leuten imponieren. Die Bürgerbewegung hat sich gewehrt. Sie konnte 
aber zum Beispiel nicht durchsetzen, dass eine Demokratie von unten, 
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beginnend mit einer Kommunalwahl aufgebaut werden muss. In der Tat hat 

ja auch die Kommunalwahl jetzt das Volkskammerwahlergebnis ein bisschen 
berichtigt. Auf einmal waren die Bürgerbewegungen doch etwas stärker. Ich 
rechne da durchaus alles, was unter "Andere" erschien hinzu. Denn das waren 
sehr oft Einzelpersonen, die wegen ihrer Persönlichkeit, ihrer Bürgernähe 
gewählt wurden. Es ist also das Potential und die Akzeptanz von 
Bürgerbewegung doch stärker, als diese 3%. Das geht ab 20% los. In den 
Grossstädten schwächer, in Kleinstädten und auf dem Land stärker zu 
bemerken. 

Der Einfluss von Bürgerbewegungen ist also vorhanden. Es wäre jetzt 
an der Zeit zu fragen, ob dieser Typ von representativer Demokratie, 
Vertreterdemokratie, die uns unser westlicher Nachbar exportiert hat, die 
einzige Form von Demokratie ist. Es wäre an der Zeit, dass die 
Bürgerbewegungen und Basisgruppen, darunter die Kirche von Unten, etwas 
neben dieses angeblich so einmalige Demokratiesystem setzen. Ich kann es 
nicht hindern, dass es soweit gekommen ist. Leider. Ich muss es erst einmal 
schlucken. Aber es wäre völlig falsch zu sagen, es bleibt dabei. Ich könnte 
mir. als eine Zielvorstellung denken, dass die Bürgerbewegungen ein 
Parlament neben dem Parlament gründen. Grob verglichen etwa eine 
Analogie mit dem Oberhaus und dem Unterhaus in England. Beide sind 
miteinander verflochten und müssen aufeinander hören. Wenn die 
Bürgerbewegung neben dem Parteigerangel in der Volkskammer es zustande 
bringen, im Lande ein zweites, ein freies Parlament zu installieren und dieses 
Parlament einen starken Rückhalt hat, könnten sie gegenüber dem 
Parteienparlament, das westlich finanziert ist, ein Gegengewicht bilden, das 
möglicherweise zukunftsweisend ist. | 


telegraph: Solche überlegungen hat es ja schon in der Vergangenheit 
gegeben. überzeugt hat mich eigentlich eine Formulierung, dass in einem 
Räteparlament nur die aktiven Bürger zu Worte kommen, also nur diejenigen 
eine Rolle spielen, die etwas zu sagen haben und nur insoweit etwas zu sagen 
haben. Demgegenüber kann bei bürgerlich-demokratischen Wahlen jeder 
Hänger und selbst ein Kretin sein Stimme für irgendetwas abgeben. Im 
Extremfall braucht er nur die Augen zu zumachen und irgendwo 
anzukreuzen. Leider kreuzen solche Leute aber nicht irgendwo an, sondern 
sind äusserst leicht manipulierbar. Natürlich hat ein Rätesystem den Nachteil, 
dass nicht alle mitbestimmen können. Aber absurd erscheint mir eben ein 
System, in dem der letzte lernunfähige Esel, der nichts zu sagen hat, auch 
etwas zu sagen hat, alle drei Jahre nämlich. 


Walter Schilling: Das ist ja das berühmte Argument der parlamentarischen 
Demokratie, dass das Volk etwas zu sagen hat, alle drei Jahre nämlich. Das 
ist mir zu wenig. Ich halte es allerdings auch für blauäugig, dass das gesamte 
Volk, in seinem gesamten Bestand, regieren könnte. Ich denke aber, dass 
überall dort, wo Bürgerbewegungen von unten her wachsen, mit 
Abgeordneten, die sie abberufen können und die Verbindungen zu den 
Menschen nicht nur zum Wahlstimmenfang halten, dort würde der Bürger ein 
sehr viel besseres Gefühl haben, vertreten zu werden, gehört zu werden und 
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alle vier Jahre seine Stimme abzugeben. Das wäre 
ein guter Anfang, natürlich ist es kein Patentrezept. 
Wir sind nun mal seit Ende der sechziger Jahre in 
der Situation, dass wir neue Wege suchen müssen. 
Also miissen wir an irgendeiner Stelle anfangen zu 
probieren. Und wenn wir nicht anfangen, wird 
eines Tages der Stab gebrochen. "Ihr habt es nicht 
wenigstens mal versucht. Und nun ist Schluss!" 
Solange dauert das gar. nicht mehr. Als 
naturverbundener Mensch weiss ich, ich habe noch. 
nie zwei oder drei solcher Winter hintereinander 
erlebt. Ich habe noch nie erlebt, dass sämtliche 
Naturregeln, die über Generationen galten, so 
ausser Kraft gesetzt waren, wie in den letzten 
Jahren. In der jetzigen Situation heisst, denke ich, 
die Aufgabe, nicht nur Modelle zu machen, 
sondern damit zu arbeiten, Politik zu machen. 

Das klingt so, als ob ich hier nur von Politik 
rede. Wenn, dann ist für mich Politik nie 
Selbstzweck. Sinnvolle Politik ist für mich das, 
was Menschen aus Verantwortung für sich selber, 
für andere Menschen, für ihre Kinder und andere 
Kinder zu tun haben, damit diese Menschheit 
leben und überleben kann. Genau das hat aber für 
mich etwas mit Evangelium zu tun. E$ geht beim 
Evangelium nicht um eine Sache für Gläubige, 
sondern es geht darum, dass auf dieser Erde eine 
sinnvolle Möglichkeit zum Leben für alle 
geschaffen wird. Jesus sagt: "Ich lebe, ihr sollt 
auch leben.” Das könnte man als einen erklärenden 
Satz sagen. Es fängt mit der Befreiung des 
Einzelnen an und geht bis zur Verantwortung für 
Das Gespräch führte r.l 
"Anzaic | 
Das Patriarchat mit seinem Machbarkeitswahn, 
seinem naiven Glauben an den Segen eines 
immerwährenden Wirtschaftswachstums kann 
nicht überwunden werden, so lange seine 
materielle Basis unangestastet bleibt. Auch der 
mächtigste Konzern würde aber ins Wanken 
geraten, wenn er seine Produkte nicht mehr | 
absetzen kann. Das könnten wir durch 
Konsumverweigerung erreichen. In einem 
Ökodord wollen wir beweisen, daß 
Konsumverweigerung durch Selbstversorgung 
anders ist: Eine Herausforderung unserer 
Phantasie, Schaffensfreude und Lebenslust; ein 
sinnliches, sinnerfülltes, ganzheitliches Leben - 
eine Kultur des Eros, die wir der Megamaschine 
entgegenstellen wollen Näheres bei Informations- 
dienst Ökodorf e.V., Pf 103007, 69 Heidelberg, 
Stichwort "Selbstversorgung als 
A Selbstebestimmung 


Schwarzer Faden 


Vierteljahresschrift für Lust 


und Freiheit 
Der SchwarzeFaden willdurch Diskussion 
und Information die Theorieund Praxisder 
anarchistischen/libertären Bewegung för_| 
dernundverbreitenund versucht Geschich. 
teundKultur vonuntenlebendig zu halten, 
Einzelnummer: 6.-DM 
Sondernummer Feminismus: 6.-DM 
Sondernummer Arbeit: 5.-DM 
Sonderdruck: Nr.0-12 Auszüge: 10.- 
ABO (4 Nrn.): 20.-DM 
Förderabo (8 Nrn.): 50.-DM 
Im Mai 1990 erscheintderSF genau seit 10) 
Jahren.Glückwunschtelegrammebitte als 
ABOs! Sollte es noch linksradikale Men- 
schen geben, die ihn nie gelesen haben? 
Etwa, weil die realsozialistische Postzen- 
sur ihn nicht durchgelassen hätte? 
Fordert mit beigehefteter Antwortkarte ein 
Probeheft an oder schreibt direkt an 


Redaktion Schwarzer Faden 
c/o Trotzdemx% Verlag 
Postfach 1159 
7043 Grafenau-l 
07033/44273 


Ausgabe Mai/Juni 1990: 

'Laßt Euch nicht verarschen!" 
Was ist in der BRD eine Gewerkschaft? 

- Zukünftige Arbeit der FAU - England: 
Polltax - Gewerkschafrien und Anarchismu 
in Südkorea - Pittstone-Streik in den USA 
- und vieles mehr auf 16 Zeitungsseiten. 
Kostenloses Probeheft! 
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Freie Arbeiterinnen- und 
Arbeiter-Unlon der DDR 


Ss Auch in der BRD 


gibt's noch SozialistInnen 


Hätte man auf das „Neue Deutschland“ vertraut, wäre man früher nie auf die Idee 
gekommen, daß es in der BRD außerhalb der DKP ernstzunehmende sozialistische 
Organisationen gibt. „Maoistische Provokateure“ und „ultralinke Splittergruppen“ 
hießen wir im Jargon der alten SED. Unsere Zeitung, der ARBEITERKAMPF/ak, 
stand auf der Liste der verbotenen Schriften. 

Unser im Dezember 1971 gegründeter Kommunistischer Bund ist eine dieser „ul- 
tralinken Splittergruppen“. In der Vergangenheit haben wir entschieden den Mangel 
an Demokratie, den alles überwuchernden Selbstbetrug, die Herrschaft einer vom Volk 
abgehobenen Bürokratie in der DDR kritisiert. Dennoch haben wir die Existenz der 
DDR immer auch mit Sympathie gesehen, weil sie einer aggressiven Expansion des 
BRD-Kapitals Richtung Osten im Wege stand. Darüber hinaus sind in der DDR An- 
sätze einer sozialen und antifaschistischen Alternative zur BRD-Gesellschaft versucht 
worden, die bei aller begründeten und berechtigten Kritik und auch Wut über Fehler 
der Vergangenheit und Mißstände der Gegenwart nicht einfach allesamt auf den Müll 
geworfen werden sollten. 

Die DDR darf keine „Bananenrepublik“, keine billige Produktionsstätte der 
BRD-Konzerne, kein Revier für Geschäftemacher und Wochenend-Playboys werden. 
Der „Anschluß“ darf nicht stattfinden, auch im Interesse des Friedens zwischen den 
Völkern Europas. In diesem Sinn möchten wir mit den SozialistInnen und Antifaschi- 
stInnen in der DDR in einen Dialog eintreten. 


Der ak berichtet, kommentiert, dokumentiert: Das politische Geschehen in der 
DDR und die „Anschluß“-Kampagne der Bundesregierung — Der Zusammenbruch 
des „realen Sozialismus“ und die Rückkehr des Kapitalismus — Debatten um Zukunft 
und Aufgaben der radikalen Linken — Neonazis und antifaschistische Aktionen — 


Ökologie und Grüne Parteien — Klassenkämpfe international — Imperialismus und 
Dritte Welt. 


Der ak kann auch in der DDR bezogen werden. (Kioskverkauf leider bisher nur 
im Norden der DDR, ab 1.7. in der gesamten DDR.) Wer den ak im Abo erhalten 
möchte, muß in Mark der DDR: 20,- M (für 3 Monate), 35,- M (6 Monate), 70,- M 
(12 Monate) auf das Konto der Hamburger Satz- und Verlagskooperative bei der Staats- 
bank Schwerin, Kontonummer 1461-30-1518 einzahlen und das Abo bei uns bestellen. 
Erscheinungsweise vierwöchentlich. Das Abo ist jederzeit kündbar. 


Hamburger Satz- und Verlagskooperative - Schulterblatt 58 - BRD-2000 enburg 36 
Kostenloses Probeexemplar bestellen! 


Vorbehalt: Diese Zahlungsregelung gilt für die gegenwärtigen Währungsverhältnisse, ab Juli 90 
gelten die jetzigen Abo-Preise der BRD: Jahresabo 60,- DM, Halbjahresabo 33,- DM. 
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Termine 


zur Zeit: Die überlebenden, Fotoausstellung über Kurdische Flüchtlinge im Iran, Haus 


der Demokratie, Friedrichstrasse 165, Ost-Berlin 1086 


23.6.1990 KEINEN FUssBREIT DEN FASCHISTEN! Antifa-Abend im Berliner 
Infocafe Bandito Rosso 
Vorträge, Videos, Musik 
Der Erlös geht an die Antifa Leipzig 
Zeit: 19.00 Uhr Ä 

Ort: Info-Laden Bandito Rosso, Lottumstr.10a, Ost-Berlin 

23.6.1990 Gesamtberliner ökokirmes, Haus der Jungen Talente, Klosterstrasse, 
Ost-Berlin, Einstimmung durch grossen Fahrradcorso 
Zeit: 14.00 Uhr, Kinderveranstaltung im Hof 
15.30 Uhr, Programm mit Reimar Gilsenbach, Hannelore Kurth, Lesung von 
Lia Pirakawetz, anschl.gem. Gespräch zum Thema "Lebensweise und 
Umwelt” 


19.00 Uhr, Podiumsgespräch zu komunalen Fragen wie Wasser, Müll, Verkehr 
Ausserdem Videos und Filme zum Thema Umweltschutz, im Foyer 


Ausstellung Donau - Delta 
| Kontaktadresse bei Fragen und Anregungen: Astrid Bramow,Hans - Loch- 
Str.309/18, Berlin 1136, Tel. 6441429 
23.6.1990 Tagung bundesdeutsches Umweltrecht, Perspektiven seiner Anwendung. 
Veranstalter: Institut für Umweltrecht und 
Arbeitskreis Umwelt und Recht, Beginn: 9.00 Uhr 
Ort: Technische Universität West-Berlin, Flachbau Architektur 
Strasse des 17 Juni Ecke Marchstrasse, am Ernst-Reuter-Platz. 
Anmeldung und nähere Infos: Karsten Sack, Horstweg 35, 
1 Berlin 19 
28.6.1990 Solidarität mit Chinas Demokratiebewegung, Zeit: 19.30 Uhr. 
‚.. Veranstalter: Bündnis90, Amnesty International, Pankower Friedenskreis, 
Ort: Ev.Kirche Bln.- Pankow, 
30.6.1990 DDR-Währungs-Abschiedsparty. 
Mit Musik, Tanz und Suff: der Mark, der DDR ad sagen 
‘ Zeit: 20.00 Uhr 
Ort: Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr.10a, Ost-Berlin 
01.7.1990 Ausstellungseröffnung und Lesung zum Thema Isolationshaft und Knast 
Zeit: 20.00 Uhr 
Ort: Info-Laden Bandito Rosso, Lottumstr.10a, Ost-Berlin 
01.7.1990 Das Letzte- } 
Letztes Festival provinzieller VerfallsaKultur (Kultur- 
Chaos), Künstler aus der Kultur-, Theater-, Bildkunstszene 
zeigen ihre Kunst, Malaktion gegen Zerstörung histor. Bau- 
substanz 


- Ort: Brandenburg- Havel- Dominsel, Mühlendamm, Domlinden 

01.7.1990 Demo gegen die Politik der Jugendministerin und für deren Rücktritt, 

Zeit: 11.00 Uhr. Aufruf des Linken Jugendrings 
Ort: U-Bahnhof Stadtmitte, Ost- Berlin 

07.7.1990 Vollversammlung der Berliner Frauengruppen, Zeit: 9.00 Uhr (offen für 
alle Frauen, Kinderbetreuung, Imbiss). 
Themen: Gleichstellungsbeauftragte, Arbeitslosigkeit, 
Kindereinrich 


tungen | 
Ort: Kultursaal EAW, Bin.- Treptow, Hoffmannstr.4-12 
32. 
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2.8.-1.9. Eurotour 90: Strecke: von Paris, nach Berlin,durch Belgien,Niederlan- 
de,BRD, DDR. Fortbewegungsmittel: Fahrrad 
Ziele: Informationsaustausch über Grenzen hinweg, Solidarität mit 
inhaftierten KriegsdienstverweigerInnen, Erarbeiten von 
Alternativen zum Militarismus Menschen kennenlemen, die in der 
Kriegsdienstverweigerung nahestehenden Gebieten aktiv sind 
Kontakt und weitere Informationen: EUROTOUR 9%, c/o Beratungsstelle für 
_ Kriegsdienstverweigerer Alt- Haarener-Str. 133-135 D-5100 Aachen 


Letzte Termine 
Leipzig: 
18. Juni: 17-23 Uhr, Volksfest auf dem Alten Markt "Vereintes Deutschland in 

guter Verfassung" - Auftakt zur Verfassungsdiskussion.Mit Pfarrer 
Schorlemmer, Wolf Biermann, G. Häfner (MdB Grüne) und 
Mitautoren des Verfassungsemntwurfes des Runden Tisches. Des 
weiteren Liedermacher, Schauspieler, Straßenmusiker, Stände. 

Jeden Montag 17 Uhr sollen in Leipzig jetzt wieder die berüchtigten 
Montagsdemonstrationen stattfinden 

10.-27. Juni bei Leipzig-Information, Nähe Hauptbahnhof: Stasi- Macht und 


Banalität, Indizien des Verbrechens. Das Bürgerkomitee zeigt 
Stasi-Fundstücke. Mo-Fr. 9-19 Uhr, Sa + So 10-17 Uhr 


Annoncen 


KAMPF DEM TERROR DER NAZIGLATZEN! 
Aufruf: 


In den letzten Wochen haben die neofaschistischen überfälle enorm 
zugenommen. Viele dieser Terroraktionen werden gesteuert ung geplant 
von der Parteizentrale der NA in der Weitlingstrasse. Es gibt Informationen, 


dass anlässlich der Sonnenwendfeier am 21.6 1990 mit erneuten 


Ausschreitungen zu rechnen ist. Wir wollen demonstrieren, das wir Antifa 
schistInnen nicht länger bereit sind, der Eskalation neofaschistischer Gewalt 


tatenlos zuzusehen. 
Deshalb rufen wir zu einer breiten Bündnisdemo auf. 
Der genaue Demo- Termin ist zu erfahren über: 


Antifa-Info-Telefon Ost-Berlin, 2292912, 
Di 18-20.00, Sa 16-19.00 
oder . 

Info-Laden Bandito Rosso, Lottumstr.10a Ost-Berlin 


workcamp+ workcamp+ workcamp+workcamp+workcamp+workcamp+workcamp 


International . re der ökologisch, biologisch und klein-bäuetlichen 


Land-be-wirtschaft-un 
15.8.- 09.09.1990, auf Bauemhöfen zwischen Bremervörde, Cuxhaven und Stade 
Veranstalter: Bund Deutscher Pfadfinder 
Anmeldung und nähere Infos: Bund Deutscher Pfadfinder 

Heinrichstrasse 21 

D 2800 Bremen 1 

Tel.0421/323807 
workcamp+workcamp+workcamp+workcamp+workcamp+workcamp+workcamp * 
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DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
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Werte Herren! 


Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 13. 4. 1990 möchte ich Ihnen mittei- 
len, daß ich Ihre Besorgnis über eine zunehmende Radikalisierung besonders 


unter Jugendlichen teile. Entsprechende Maßnahmen, dieser aus der Sicht der 


Polizei entgegenzuwirken, wurden durch mich bereits angewiesen. Zugleich 
möchte ich darauf hinweisen, daß es auch seitens der an die Grundwerte der 


Demokratie gebundenen politischen Organisationen dringend geboten ist, sich 


noch effektiver beim Abbau dieser Tendenzen einzubringen, um insbesondere 
eine Gewalteskalation zu verhindern. 


In Beantwortung Ihrer drei jeaen möchte ich in kurzer Form folgende Posi- 


tionen darlegen: 


l. Was die Zulassung der "Republikaner" betrifft, so habe ich in der Ver- 
. gangenheit bereits mehrfach darauf verwiesen, daß diese auf der Grund- 
lage geltenden Rechts unterbleibt. 


' 2. Linksradikalismus bedeutet nach meinem Verständnis - der Utopie des So- 

zisalismus folgend - die sozial-marktwirtschaftliche Gesellschaft ablö- 
sen wollende Vorstellungen und Taten. 
Nicht selten ist in Linksradikalismus ein Minderheitenkult anzutreffen, 
"was oft zu Sektierertum und Geringschätzung der Interessen der Mehrheit 
der Bevölkerung des eigenen Landes führt. Aus diesem Grund lehne ich den 
linken Radikalismus politisch ab . 


In diesem Zusammenhang möchte ich auf einen wesentlichen Unterschied zwi- 
schen Linksradikalismus und Linksextremismus hinweisen: Während linksra- 


dikale Organisationen durchaus durch demokratische und rechtsstaatlijche 
parlamentarische oder außerparlamentarische politische Aktivitäten eine 
Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse anstreben, versuchen links- 


extreme Vereinigungen, diese Veränderungen durch militärte rechtswidri- 
ge Mittel und Methoden zu erreichen... Dabei schlieben sie Jdie EONEAIM 
von Gewalt bis hin zu terroristischen Aktionen nicht aus. 

Gegenwärtig lieyen mir keine gesicherten Erkenntnisse vor, die eine Fit 
ordnung einer in der DDR existierenden Organisation in’ das Spektrum des 
Linksextremismus rechtfertigen. 


Hinsichtlich der Besetzung von Häusern lehne ich alternative Lebensräu- 


me als Form pluralistischer Lebensgestaltung nicht ab,‘ müchte Jeluch dar- 
auf verweisen, daß solche alternative Wohn- und Lebensweisen auch in be- 


setzten Häusern auf gesetzlich gesicherter Grundlage basieren MÜSSEN UNd 
gesetzlich geschützte Interessen anderer nicht tangieren dürten. 


Hogfiachtundgsvull 


Dr YDiestel, 


+ KULTUR-KONTÄKT Ost-Berlin, Prenzlauer Allee 10 
Damit du bescheid weisst...! 

+ Informationen von Konzert bis Kneipe, Cafe, Kartenvorverkauf, Sofortkopien 
(Studentenrabatt), - generell 10% beı Sofortkopien Mengenrabatt, - Aufträge ab 60 
Blatt in 24h oder nach Vereinbarung für -,35M, je. Blatt a Auftragsannahme nur 
Dienstag von 10 - 20.00 Uhr 
Öffnungszeiten: Di, Do - So 10 - 20.00 Uhr 


er Aufkleber gibt‘s für - ‚so DM pro Stück (Mindestabnahme 10 Stk. ),33, "DM 
für 100 Stk.: 

"Wahlen ändem nichts, sonst wären sie Verbcen " 
Folgende Aufkleber gibt's für -,90 DM pro Stück und 30,- DM für 50 Stück 

"Nie wieder Deutschland - wir wollen kein neues Deutschland, sondern „gar keins!" 
"Anarchie statt Deutschland" 

Ausserdem: 

Das Heftiein "Anarchie" des italienischen Anarchisten Errico Malatesta (Reprint der 
Ausgabe v. 1909) gibt‘s: für 2,50 DM inklusive Versand (10 Stück 20,- Kr | 
Alles über: G.Grüneklee, Otto-Heise-Str.2, D-3163 Sehnde 2 


EIRENE, Internationaler Christlicher Friedensdienst e.V. sucht: 

EineN FreiwilligeN zur Mitarbeit im internationalen Team der spanischen 
pazifistischen Organisation MOC, Movimento de Objection de Conciencia 

Dienst mindestens 12 Monate ab Sommer 1990 Dieser Dienst kann nicht anstelle des 
Zivildienstes in der BRD geleistet werden 

Auskünfte bei: BIRENE, Engerser Str.74b, 5450 Neuwied. Tel. 02631/2201, MOC, 
Martin Wurzel, c/ San Cosme y San Dami 
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